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Berichterstatter Michael Stiefenhofer
Leiter der Straßenverkehrsbehörde

Der Berichterstatter Stiefenhofer erläutert den

Sachverhalt:

1. Allgemeines:
Herr Stadtrat Schnell stellte im Mai 2017 den Antrag, Sonderparkberechtigungen auchfür
Bewohner außerhalb des Altstadtkerns / der Stadtmauer im Bereich der Maximilianstraße,
Zeppelinstraße, Zwanzigerstraße zuzulassen. Auch Stadträtin Schmid äußerte einen
entsprechenden Wunsch in der Stadtratssitzung vom 01.06.2017. Insbesondere sei derWeg
überden Steg bei der ehemaligen Postzum Seeparkplatz Familien mit Kindenwagen und
anderen Menschen, die wenig gut zu Fuß seien, nicht zumutbar.
2. Entwicklung
Im Jahr 1982 wurde in Lindau das damalige Sonderparkrecht für Anwohner im Bereich der
„vorderen Insel" eingeführt und über die Jahre weiterentwickelt. In Lindau entschied man sich
damals gegen eine Ausweisung von reinen Anwohnerparkbereichen, um die öffentlichen
Stellplätze den verschiedenen Nutzergruppen zugänglich zu machen und die gewünschte
Fluktuation in diesem Bereich zu gewährleisten. DerKreis der berechtigten Anwohner und
Parkbereiche wurde im Laufe der Jahre wiederholt angepasst. DerGeltungsbereich des
damaligen Sonderparkrechts beschränkte sich auf bestimmte Zonen der vorderen Insel.
Diese Zonenregelung wurde im Jahr 1991 abgeschafft. Die Anwohner der hinteren Insel
wurden auf Grund der örtlichen Gegebenheiten vom Sonderparkrecht stets ausgenommen
(kein Parkraummangel, Nähe zum Seeparkplatz P5).
In der Folge wurde die bereits etablierte Verwaltungspraxis, wonach nur Bewohnern mit
Hauptwohnsitz im sogenannten Altstadtkernbereich (südlich Zwanzigerstraße und östlich
Zeppelinstraße sowie östlich Inselgraben) ein Sonderparkrecht erteilt wird, fortgeführt.
Allerdings kam es, abweichend von dieser sachgerechten und konsequenten Linie,
versehentlich auch zur Erteilung von Sonderparkrechten an Bewohner angrenzender
Straßenzüge der Maximilianstraße zwischen Apotheke und ehemaligerPost (Haus-Nrn. 27-
29 und48-50), im Inselgraben sowie in der Ludwigstraße zwischen Inselgraben und



Bahnhofsplatz (Haus-Nrn. 23-31 und 40-62). Diese Situation galt es aus Sicht der
Verwaltung aus Gründen der Gleichbehandlung zu korrigieren. In der Sitzung am 16.02.2016
unterstrich der Hauptausschuss letztlich lediglich die bisherige Beschlusslage /
Verfahrenspraxis, die Berechtigung für ein Sonderparkrecht weiterhin auf diejenigen
Bewohner zu beschränken, die im Bereich des Altstadtkerns südlich Zwanzigerstraße und
östlich Zeppelinstraße sowie östlich Inselgrabens wohnen.

2. Aktuelles

Die Erhebungen im Rahmen des Parkraumkonzeptes, welches durch den Stadtrat am
21.06.2017 zur Kenntnis genommen wurde, ergaben, dass die Parkplätze auf der Insel
gerade zu Hochsaisonzeiten zu nahezu 100 % ausgelastet sind. Ohne Zweifel besteht daher
auch für Anwohner außerhalb des Altstadtkerns ein erheblicher Parkdruck, der die
Ausweisung einer Bewohnerparkzone nach § 6 Abs. 1 Nr. 14 StVG rechtfertigen kann. Bei
der Ausweisung einer erweiterten Bewohnerparkzone gilt es, neben dem vorhandenen
Parkdruck den Gemeingebrauch ebenso zu berücksichtigen wie die spezifischen örtlichen
Verhältnisse.

Bei einer Ausweitung des Sonderparkrechts für Bewohner des gesamten Bereiches der
vorderen Insel könnten theoretisch ca. 165zusätzliche Haushalte der Bereiche Zwanziger
Str. bzw. Zeppelinstr. (z.B. auch REWE-Neubau) / Inselgraben ein Sonderparkrecht
beantragen.
Bei einer Ausweitung des Sonderparkrechts auf alle Bewohner der vorderen Insel könnte
daher ein erheblicher zusätzlicher Parksuchverkehr und Parkdruck auf Plätzen im
Altstadtkernentstehen.

Andererseits gilt es zu berücksichtigen, dass mit Eröffnung des Inselhallenparkhauses knapp
400 öffentliche Stellplätze auf der Insel geschaffen werden, die dem Altstadtkern unmittelbar
gegenüber liegen und gerade für Kunden und Besucher der Altstadt eine adäquate
Parkmöglichkeit bieten. Damit werden im Bereich der Inselhalle dann knapp 150zusätzliche
Parkplätze vorgehalten. Dies wird den Parkdruck im Altstadtkern gegenüber der bis
September2015 bestehenden, vorallem aber gegenüber der zuletzt vorliegenden Situation,
in der es neben der Inselhallegar keine Parkplätze gab, entspannen. Vordiesem
Hintergrund erscheintdie Zulassung weiterer Bewohner in der Bewohnerparkzone möglich.
Um dievorhandenen Parkplätze im Inselkern nicht über die Maße mit Sonderparkrechten
überzu belegen, wird in Konsequenz vorgeschlagen, das mit dem Sonderparkrecht
entgegen der bisherigen Praxis dann auch auf den 90-Minuten-Parkplätzen außerhalb des
Altstadtkerns geparkt werden darf (Sina-Kinkelin-Platz, Zeppelinstr. und Teilbereich des
Bahnhofsplatz). Die 30-Minuten-Kurzzeitparkplätze im Bereich des Bahnhofs bis zur
Maximilianstr. sollten dagegen weiterhin einen hohen Umschlag verzeichnen und daher auch
weiterhin nicht dem Bewohnerparkbereich zugeordnet werden.
Den Belangen des Gemeinwohls wäre damit unter Berücksichtigung der künftigen
spezifischen örtlichen Verhältnisse aus Sicht der Verwaltung ausreichend Rechnung
getragen, so dass die Ausweisung einer Bewohnerparkzone auch für alle Bewohner der
vorderen Insel östlich des Inselkerns gerechtfertigt erscheint.

Beschluss:

Der Hauptausschuss beschließt einstimmig: Voraussetzung für die Erteilung eines
Sonderparkrechts ist, dass der Antragsteller mit Hauptwohnsitz auf der Insel östlich der
Bahngleise melderechtlich registriert ist und dort auch tatsächlich wohnt. Weitere
Voraussetzung ist, dass kein privater Stellplatz (im Eigentum oder gemietet) in diesem Bereich
zur Verfügung steht. Es wird pro Haushalt nur ein Parkausweis für ein auf den Halter
zugelassenes oder nachweislich von ihm dauerhaft genutztes Kraftfahrzeug ausgestellt.
Ausnahmegenehmigungen in Härtefällen sind im Einzelfall durch die Straßenverkehrsbehörde
zu prüfen und ggf. zu erteilen



II. An die Fraktionen

III. An das Amt 30 z. K. u. w. V.
IV. Zum Akt

Lindau (B), 11. August 2017

Dr. Gerhard Ecker

Oberbürgermeister
4.

Patricia Herpöcl
Protokollführerin


